
Auf die Inhalte kommt 
es an – mit diesem 

Anspruch haben 
wir uns in der letz-

ten Legislaturperio-
de intensiv auf eine 

Regierungsbeteiligung vorbereitet. Wir 
haben uns Themenfeld um Themenfeld 
vorgenommen und eine Perspektive 
aufgezeigt, wie Hessen künftig ausse-
hen kann. Seither ist viel passiert. Am 
22. September 2013 wurde ein neuer 
Landtag gewählt. Unsere Fraktion hat 
sich neu formiert und findet sich nach 
15 Jahren in der Opposition in einer 
neuen Rolle wieder: Wir tragen jetzt 
Regierungsverantwortung und machen 
uns daran, unsere Vision von einem 
grüneren und gerechteren Hessen in 
die Tat umzusetzen.
 
Grüne Regierungs-
beteiligung macht
den Unterschied
Wir werden dafür sorgen, dass die 
hessische Regierungspolitik eine deut-
liche grüne Handschrift bekommt. Wir 
werden in der Umweltpolitik den Anteil 

erneuerbarer Energien verdoppeln, 
den Ökolandbau stärken und eine 
Stiftung Tierschutz schaffen. In der 
Bildungspolitik wollen wir den Schul-
frieden, setzen unsere Forderung nach 
einer Bildungs- und Betreuungsgarantie 
für Grundschulkinder um, ermöglichen 
längeres gemeinsames Lernen und 
erweitern die Wahlfreiheit zwischen 
G8 und G9 (siehe dazu auch Seite 3). 
Wir führen das Sozialbudget ein und 
sorgen für mehr bezahlbaren Wohn-
raum. Wir setzen in der Verkehrspolitik 
auf Straßensanierung vor –ausbau 
und werden unser möglichstes dafür 
tun, den Lärm rund um den Frank-
furter Flughafen zu reduzieren und zu 
regelmäßigen Lärmpausen von sieben 
Stunden zu kommen. Wir setzen in der 
Wirtschaftsförderung Akzente jenseits 
des Flughafens und dem Finanzplatz 
Frankfurt, beispielsweise in der Kreativ-
wirtschaft. Und wir arbeiten an einer 
Gesellschaft, in der keiner ausgegrenzt 
wird und jeder – unabhängig von seiner 
Herkunft – leben kann, wie er oder sie 
es mag. Dazu schaffen wir die Integra-
tionskonferenz als festes Beratungsgre-
mium, eine Antidiskriminierungsstelle 
und einen Aktionsplan für Akzeptanz 
und Vielfalt in Bezug auf die sexuelle 
Orientierung.
Uns ist bewusst, dass dieses un-
gewöhnliche schwarz-grüne Bünd-
nis unter besonderer Beobachtung 
steht. Wir sind diese Herausforderung 
dennoch eingegangen, denn wir sind 
überzeugt davon, dass grüne Regie-
rungsbeteiligung einen Unterschied 

macht. Ein Beispiel dafür ist bereits in 
den ersten Tagen der neuen Landes-
regierung sichtbar geworden: Es hätte 
wohl niemand erwartet, dass eine 
schwarz-grüne Landesregierung einmal 
die Energiewende gegen einen SPD-
Bundeswirtschaftsminister verteidigen 
muss. Klar ist auch, dass wir in den 
ersten Wochen nicht immer nur auf 
angenehme Art erfahren haben, was 
die neue Rolle für uns bedeutet. Beim 
Thema Stilllegungsverfügung für das 
Atomkraftwerk Biblis müssen wir bei-
spielsweise jetzt auch Fehler ausbaden, 
für die wir selbst gar nichts können. 
Auch muss sich manches noch einspie-
len.

Wir sind gut vorbereitet
Wir gehen mit viel Schwung und En-
gagement an die neue Aufgabe als Re-
gierungsfraktion und freuen uns, nach 
langen Jahren in der Opposition poli-
tisch gestalten zu können. Fragen, An-
regungen und Kritik zu unserer Arbeit 
sind immer willkommen. Wir sind gut 
vorbereitet und fest entschlossen, auch 
in einer Koalition mit der CDU Hessen 
in den nächsten fünf Jahren grüner und 
gerechter zu machen. 
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Energiewende

Errichtung der Gleichstrom-Leitung „SuedLink“:  
Ein Großprojekt für die Energiewende

Die Energiewende ist ein grünes Kern-
anliegen. Wir wollen, dass nach dem 
Ende der Atomkraft auch das Ende der 
Kohle kommt und ein neues Zeitalter 
der erneuerbaren Energien anbricht. 
Dazu muss aber die Infrastruktur 
Deutschlands angepasst werden. Das 
Stromnetz muss aus- und umgebaut 
werden. Das Übertragungsnetz zwi-
schen zentralen Kraftwerken wird zum 
Transportnetz von regenerativen Ener-
gien. Extremsituationen müssen über-
brückt und Leistungsschwankun-
gen ausgeglichen werden. Das 
Stromnetz muss in naher Zukunft 
die technischen Voraussetzungen er-
füllen, damit die Verbraucher auch Er-
zeuger sein können. In etwas fernerer 
Zukunft wollen wir auch einen Strom-
austausch in ganz Europa realisieren.
 
Energie von Nord nach Süd
Die Gleichstromleitung SuedLink ist ein 
eines der bedeutendsten Netzausbau-
projekte Europas und ein wichtiges 
Infrastrukturprojekt für das Gelingen 
der Energiewende in Deutschland. Su-
edLink soll über eine Länge von 800 km 
Energie aus dem windreichen Norden 
der Republik in die verbrauchsstarken 

Ballungsräume im Süden transportie-
ren. Aktuell befindet sich das Projekt 
in der Phase der Planaufstellung. In 
den kommenden Monaten werden erst 
einmal in Frage kommende Trassen-
korridore ermittelt. Dabei werden auch 
Landkreise in Hessen betroffen sein 
(siehe Karte). Konkret bedeutet das, 
dass verschiedene mögliche alterna-

tive Trassenverläufe geprüft werden. 
Hierzu wird vom Betreiber TenneT eine 
breite Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger, der Kommunen und Interes-
sensgruppen in Aussicht gestellt. Das 
Verfahren wird von der Bundesnetz-
agentur geführt. Wir wollen dies von 
Landesebene intensiv begleiten. Die 
konkrete Ausgestaltung der Beteili-
gungsmöglichkeit wird in den nächsten 
Schritten geklärt.

Ergebniskorridor
Das Ergebnis dieser Prüfung wird ein 
etwa einen Kilometer breiter Ergeb-
niskorridor sein. Innerhalb dieses 
Korridors soll die Leitung dann geführt 
werden. Die Breite des Korridors er-
möglicht einen schonenden Umgang 
mit Wohnhäusern und Wohngebieten. 
Sollten Mindestabstände dennoch 
nicht eingehalten werden können, 
wird im Einzelfall die Möglichkeit einer 
Erdverkabelung überprüft. Auch hier 
wird ein breiter Beteiligungsprozess 
stattfinden. 

Weitere Informationen

Folgendes haben wir im Koalitionsvertrag zum Thema 
Netzausbau vereinbart:
„Wir werden uns mit dem Bund und den anderen Ländern 
abstimmen und die Bürgerinnen und Bürger frühzeitig 
beteiligen. Der Netzausbau muss so kosteneffizient und 
umweltverträglich wie möglich erfolgen. Dabei gilt für uns 
das Prinzip „NOVA“ (Netz-Optimierung vor Verstärkung vor 
Ausbau).“
Und:
„Der Erdverkabelung wird in besonderen Fällen, wie in öko-
logisch sensiblen Bereichen oder bei Konflikten mit  
Siedlungsgebieten, der Vorzug vor Freileitungen gegeben.“

Energie und Klima:
gruene-hessen.de/themen/energie

Kurzinformation „SuedLink“:
gruenlink.de/pi5

In Hessen sind die Land-
kreise Kassel, Schwalm-

Eder, Hersfeld-Roten-
burg, Fulda und ggf. 
mit je einer Gemein-

de, der Vogelsbergkreis 
und der Main-Kinzig-
Kreis berührt.

Landkreis Kassel

Schwalm-Eder

Hersfeld-
Rotenburg

Fulda
Vogelsberg

Main-Kinzig
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Schulgesetzänderung G8/G9

Versprechen gehalten: Maximale Wahlfreiheit  
und weitestmögliche Umsetzung des Elternwillens

Schon nach wenigen Wochen an der 
Regierung haben wir eine Gesetzes-
änderung auf den Weg gebracht, mit 
der auch laufende fünfte, sechste und 
siebte Klassen zu G9 zurückkehren 
können. So schaffen wir eine Regelung, 
die es ermöglicht, dem Elternwillen 
soweit wie rechtlich möglich zu ent-
sprechen. Seitdem die Regierung Koch 
den Gymnasien das Abitur nach 12 
Jahren, bekannt auch als G8, verordnet 
hat, ist die Kritik daran nie abgerissen. 
Um nicht nach der zwangsweisen Ein-
führung von G8 die Rolle rückwärts mit 
der zwangsweisen Wiedereinführung 
von G9 zu machen, haben wir GRÜNEN 
uns seit Jahren für die Wahlfreiheit 
zwischen G8 und G9 stark gemacht. 
Seit 2008 können die kooperativen 
Gesamtschulen auf Grundlage eines 
GRÜNEN Gesetzentwurfs zu G9 zurück-
kehren. Im Dezember 2012 haben wir 
einen weiteren Teilerfolg erzielen kön-

nen: Unter 
dem Druck 
von Eltern, 

Schülerinnen 
und Schülern 

sowie Lehrerinnen 
und Lehrern hat 

die schwarz-
gelbe 

Landesregierung damals die Rückkehr 
auch von Gymnasien zu G9 ermöglicht. 
Allerdings war das damalige Gesetz 
unzureichend, um dem Elternwillen im 
größtmöglichen Maß zu entsprechen, 
da die Rückkehrmöglichkeit auf die neu 
beginnenden fünften Klassen begrenzt 
war. Wir GRÜNE haben das Gesetz da-
mals als Schritt in die richtige Richtung 
unterstützt, gleichzeitig aber gefordert, 
die Rückkehrmöglichkeit auszuwei-
ten auf bereits laufende fünfte und 
sechste Klassen. Nun konnten wir als 
Regierungsfraktion unseren Worten 
Taten folgen lassen und gemeinsam mit 
unserem Koalitionspartner ein Gesetz 
in den Landtag einbringen, das es für 
bereits laufende fünfte, sechste und 
siebte Klassen ermöglichen wird, von 
G8 zu G9 zurückzukehren. 

Was rechtlich möglich ist,  
wird gemacht
Damit lösen wir unser Versprechen ein, 
für maximale Wahlfreiheit zu sorgen 
und den Elternwillen weitestmöglich 
umzusetzen. Gleichzeitig ist uns aber 
bewusst, dass ein Mehr an Möglichkei-
ten auch mehr Arbeit für die Schulen 
bedeutet, weshalb wir unserem bil-
dungspolitischen Prinzip des Ermögli-
chens statt Verordnens treu bleiben.
Konkret bedeutet der Gesetzentwurf, 
dass die laufenden Klassen der Jahr-
gangsstufen fünf bis sieben mit Beginn 
des kommenden Schuljahres in den 
Wechsel eines Gymnasiums oder des 
gymnasialen Zweiges einer Kooperati-
ven Gesamtschule zu G9 einbezogen 
werden können. Dazu muss zunächst 
die Schulkonferenz einen entspre-
chenden Entschluss auf Grundlage 
eines pädagogischen Konzepts der 
Gesamtkonferenz fassen. Durch ihre 
Zusammensetzung aus Lehrerinnen 
und Lehrern, Eltern sowie Schülerin-

nen und Schülern gewährleistet die 
Zustimmung der Schulkonferenz eine 
breite Einbindung und Akzeptanz der 
gesamten Schulgemeinde. Beschließt 
die Schulkonferenz die Einbeziehung 
der laufenden Jahrgänge in die Rück-
kehr zu G9, so erfolgt anschließend 
eine anonymisierte Befragung der 
betroffenen Eltern durch die jeweilige 
Schulaufsichtsbehörde. Stimmt ein 
Jahrgang geschlossen für eine Rück-
kehr zu G9, so kann dies umgesetzt 
werden. Gibt es dagegen Eltern, die ihr 
Kind weiter nach G8-Plan lernen lassen 
wollen, so kann die Rückkehr zu G9 für 
die restlichen Schülerinnen und Schüler 
nur durchgeführt werden, wenn genug 
Kinder zur Bildung einer parallelen 
G8-Klasse vorhanden sind. Dieser Ein-
schränkung war nötig, um den durch 
Gerichtsurteile garantierten Vertrau-
ens- und Bestandsschutz der Eltern zu 
wahren, die ihre Kinder unter G8-Vor-
aussetzungen eingeschult haben.
Da der parlamentarische Prozess von 
der ersten Einbringung des Gesetzes 
ins Plenum bis zur Verabschiedung 
mehrere Monate in Anspruch neh-
men wird, haben wir den Schulen im 
Gesetzentwurf ausdrücklich das Recht 
eingeräumt, entsprechende Vorrats-
beschlüsse zu fassen. Im Vorgriff auf 
die finale Verabschiedung des Gesetzes 
können die Schulkonferenzen so schon 
vorher die notwendigen Beschlüsse 
fassen, um das weitere Verfahren zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt in Gang zu 
setzen. 

Weitere Informationen

Bildungspolitik:
gruene-hessen.de/themen/bildung

Gesetzentwurf:
gruenlink.de/pqp

Kurzinformation G8-G9:
gruenlink.de/
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Dass Ökologie und Ökonomie nicht im 
Widerspruch zueinander stehen, ver-
körpert wohl kaum jemand so sehr wie 
unsere neue Abgeordnete Eva Gold-
bach: Nach ihrer Ausbildung zur Land-
schaftsgärtnerin studierte sie Betriebs-
wissenschaft mit dem Schwerpunkt 
Rechnungswesen und arbeitete bereits 
während des Studiums in der Steuerbe-

ratung. Nach dem Examen übernahm 
Eva eine Stelle im zentralen Controlling 
eines Klinikkonzerns und blieb dort bis 
zur Geburt ihrer ersten Tochter. Mittler-
weile ist Eva Mutter von zwei Töchtern 
und lebt im Vogelsbergkreis. Seit dieser 
Legislaturperiode ist sie in unserer 
Fraktion zuständig für Kommunales, 
ländlichen Raum und Datenschutz. 

Neu in der Fraktion

Eva Goldbach: Landschaftsgärtnerin,  
Betriebswissenschaftlerin, Abgeordnete

Politische Vita

•	 Seit 2005 Mitglied von BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN.

•	 Seit 2006 Sprecherin des Kreis-
verbands von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN Vogelsberg.

•	 2009 bis 2011 Leiterin des 
Wahlkreisbüros von Tom Ko-
enigs MdB in Gießen.

•	 2011 bis 2013 Büroleiterin der 
Grünen Dezernentin in der 
Kreisverwaltung Gießen (Schu-
len, Naturschutz und Abfallwirt-
schaft).

•	 Seit 2011 Kreistagsabgeordnete 
im Vogelsberg.

•	 Landtagsabgeordnete seit 2014.
Webseite: eva-goldbach.de

Neujahrsempfang 2014

Die Reden des neuen Fraktions-
vorsitzenden von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN im Hessischen Landtag, 
Mathias Wagner, und des Gastred-
ners Toni Hofreiter, Fraktionsvorsit-
zender im Bundestag, gibt es online 
unter:  http://gruenlink.de/pqn
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Kinderförderungsgesetz (Kifög)

Ausgangspunkt auf dem Weg zur besseren Kinderbetreuung

Im Sommer 2013 hat die damalige 
schwarz-gelbe Landesregierung das 
immer wieder in der Diskussion stehen-
de Kinderförderungsgesetz (KiföG) 
beschlossen. Zum 1. Januar 2014, 
noch vor der Konstituierung des neuen 
Landtags, ist es in Kraft getreten. Im 
Vergleich zum ursprünglichen Entwurf 
wurde das Gesetz vor der Verabschie-
dung deutlich verbessert. Es wird von 
uns im Umsetzungsprozess von einem 
Qualitätsmonitoring begleitet und 
stellt den Ausgangspunkt für weitere 
Anstrengungen dar, um eine qualitativ 
hochwertige, familienfreundliche und 
inklusive Kinderbetreuung in Hessen zu 
verwirklichen. 

Schwarz-Gelbes KiföG  –
nach Protest nachgebessert
Am ursprünglichen Entwurf für das 
KiföG haben wir GRÜNEN in vielen 
Punkten deutliche Kritik geäußert. 
Dabei ging es um die fehlende Grund-
schulkinderbetreuung, die fehlenden 
Regelungen zur Inklusion von Kindern 
mit Behinderungen, den im Entwurf 
vorgesehenen Einsatz von fachfrem-
dem Personal, die beabsichtigte Anhe-
bung der Gruppengröße bei den unter 
Dreijährigen auf bis zu 16 Kinder, das 
Fehlen eines Konzeptes für Einrichtun-
gen in ländlichen Regionen sowie die 
gefährdeten familienfreundliche Rege-
lungen bei den Öffnungszeiten. In der 
3. Lesung des Gesetzes haben CDU und 
FDP damals auf die heftige Kritik und 
den Protest von 140.000 Menschen 
in Hessen reagiert und einige der von 
uns beanstandeten Punkte im Entwurf 

verändert. So wurden die Regelungen 
zum Einsatz von fachfremdem Personal 
überarbeitet, die Gruppengröße für 
die unter Dreijährigen auf maximal 12 
Kinder begrenzt und ein erhöhter Be-
treuungsmittelwert bei den Öffnungs-
zeiten festgelegt. 

KiföG im Koalitionsvertrag
Da die von Schwarz-Gelb vorgenomme-
nen Änderungen am Gesetzentwurf für 
uns GRÜNE aber nur ein Startpunkt auf 
dem Weg zu einer qualitativ hochwer-
tigen Kinderbetreuung sein können, 
haben wir im Koalitionsvertrag mit der 
CDU weitere wichtige Verbesserungen 
und Ergänzungen zum KiföG festge-
schrieben. So wird der Umsetzungs-
prozess des KiföG von einem Qualitäts-
monitoring begleitet um bei etwaigen 
Problemen in der Praxis nachsteuern 
zu können, unter anderem um kleine 
Einrichtungen im ländlichen Raum zu 
erhalten. Zudem ist im Vertrag ver-
einbart, dass die Landesregierung die 
Finanzierung der Inklusion in den Kin-
dertagesstätten auf der Grundlage des 
Rahmenvertrags sicherstellen und die 
Pauschalen im Gesetz dafür anheben 
wird. Um gemeinsam mit den Eltern 
und den Erzieherinnen und Erziehern 
die Wirkung des Kinderförderungs-
gesetzes zu bewerten und die weitere 
Entwicklung der Kinderbetreuung in 
Hessen zu beraten, werden wir Mitte 
2014 einen „Runden Tisch Kinderbe-
treuung“ einberufen. 

Kinderbetreuungspolitik 
permanent  
weiterentwickeln
Unsere Ambitionen bei der Kinderbe-
treuung erschöpfen sich aber keines-
wegs im KiföG und seiner besseren 
Ausgestaltung. Darüber hinaus wollen 
wir gemeinsam mit den Kommunen 
für alle Grundschulkinder zukünftig ein 
verlässliches Bildungs- und Betreuungs-
angebot von Montag bis Freitag von 
7.30 bis 17.00 Uhr schaffen. Dieses 
Angebot soll unter Einbeziehung der 
lokalen Bildungslandschaften entste-
hen und allen Eltern, die dies wün-
schen, einen Platz für ihr Kind bieten. 
Außerdem setzen wir uns für die be-
darfsgerechte Umsetzung des Rechts-
anspruchs auf Betreuung für Kinder 
unter drei Jahren ein und werden ein 
Konzept zur Gewinnung von pädago-
gischen Fachkräften entwickeln, um 
die pädagogische Qualität längerfristig 
sicherzustellen. Wir wollen zudem die 
Landesmittel für die Sprachförderung 
erhöhen, um gute Förderangebote für 
alle Kinder bereitstellen zu können 
und durch die Schaffung verbindlicher 
Tandemvereinbarungen zwischen Kitas 
und Grundschulen für einen guten 
Übergang aller Kinder vom Kindergar-
ten in die Grundschule sorgen. 

Weitere Informationen

Kinder, Jugend und Familie:
gruene-hessen.de/themen/kinder-
jugend-und-familie  
Kurzinfo Kinderbetreuung:
gruenlink.de/pv2
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Kurz notiert
Breitbandausbau
Glasfaserkabel sind die Infrastruktur 
der Zukunft. Denn nur mit schnellen 
Datenverbindungen können die ländli-
chen Regionen im Standortwettbewerb 
bestehen. Mit der Bereitstellung weite-
rer öffentlicher Mittel für den Internet-
ausbau wird eine langjährige GRÜNE 
Forderung endlich umgesetzt. Das Land 

hat das Volumen seines Darlehens-
programm um 150 auf 350 Millionenen 
Euro aufgestockt und ermöglicht so, 
hessenweit eine zeitgemäße Infra-
struktur zu schaffen und weiterzuent-
wickeln.

Krankenhausgesetz
Schwarz-Grün hat ein Krankenhaus-
gesetz in den Landtag eingebracht, 
das einen wichtigen Beitrag für die 
Gesundheitsvorsorge und den Ge-
sundheitsstandort Hessen leistet. Die 
Krankenhausförderung wird pauschali-
siert – so werden bürokratische Hürden 
abgebaut und die Krankenhäuser 
erhalten Planungssicherheit und eigene 
Gestaltungsspielräume. Das kommt am 
Ende auch den Patienten zugute, die 
in modern ausgestatteten Krankenhäu-
sern betreut werden. Das Land Hessen 

wird ab dem Jahr 2016 250 Millionen 
Euro für Investitionen in Krankenhäuser 
bereitstellen. Und damit eine stabile 
Grundlage für eine gute Gesundheits-
infrastruktur legen.

Bannwaldschutz
Am Langener Waldsee sollen 7,5 
Hektar Wald weichen, um Kiesabbau zu 
ermöglichen. Diese Entscheidung wur-
de bereits vor dem Regierungswechsel 
getroffen. Wir wollen dafür Sorge 
tragen, dass Bannwald zukünftig besser 
geschützt wird, damit solche Entschei-
dungen wie die geplante Rodung am 
Waldsee keine Grundlage mehr haben. 
Der Bannwald soll seinem Namen wie-
der gerecht werden. Wir werden eine 
Gesetzesänderung einbringen, die den 
Wald wirklich schützt. 

Beitritt zur Koalition gegen Diskriminierung

Nicht alle Menschen sind gleichartig, aber gleichwertig
Hessen Beitritt zur Koalition gegen 
Diskriminierung ist ein wichtiger Schritt 
für unser Land. Mit der Unterzeich-
nung der Erklärung verpflichtet sich 
das Land zu konkreten Maßnahmen, 
um von Diskriminierung betroffene 
Menschen bestmöglich zu unterstützen 
und Benachteiligungen zu bekämp-
fen. Mit dem Beitritt setzt die neue 
Landesregierung ein deutliches Signal, 
dass sie Diskriminierungen, sei es aus 
ethnischen oder rassistischen Gründen, 
aufgrund des Geschlechts, der Religion 
oder Weltanschauung, einer Behin-
derung, des Alters oder der sexuellen 
Identität nicht hinzunehmen bereit ist. 
Dass Hessen als zehntes Bundesland 
der Koalition beitritt, zeigt: Grün wirkt. 
Der Beitritt zur Koalition gegen Dis-
kriminierung steht in einer Reihe mit 
anderen Entscheidungen der neuen Re-

gierung zum Schutz von Minderheiten: 
Die Landesregierung hat eine Rahmen-
vereinbarung mit dem Landesverband 
der Sinti und Roma unterzeichnet und 
so eine formale Grundlage dafür ge-
legt, diese national anerkannte Minder-
heit bei der gleichberechtigten Teilhabe 
an der Gesellschaft zu unterstützen. 
Außerdem hat Hessen mit Jo Dreiseitel 
einen Staatssekretär, der als Bevoll-
mächtigter für die Themen Integration 
und Antidiskriminierung zuständig ist. 

Vielfalt anerkennen und  
respektieren
Eine weitere Neuerung ist die Einrich-
tung der Antidiskriminierungsstelle des 
Landes. Mit der Einrichtung dieser Anti-
diskriminierungsstelle gibt es zentrale 
Ansprechpartnerinnen und Ansprech-
partner für das Thema Diskriminierung. 

Für uns GRÜNE gilt das Leitmotiv, die 
Vielfalt der Gesellschaft anzuerken-
nen und zu respektieren – nicht alle 
Menschen sind gleichartig, aber eben 
gleichwertig. Daran wollen wir uns in 
Regierungsverantwortung auch halten 
und deshalb sind wir froh, in den ers-
ten Wochen bereits starke Zeichen für 
Vielfalt und Respekt setzen zu  
können. 
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Weitere Informationen

Lesben und Schwule:
gruene-hessen.de/themen/lesben-
und-schwule

Integration und Migration:
gruene-hessen.de/themen/integra-
tion-und-migration

Soziales:
gruene-hessen.de/themen/soziales

Entschließungsantrag:
gruenlink.de/pyh


